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Derzeit wird die durch das Bundesverfas-
sungsgericht eingeforderte Reform der 
Grundsteuer in der Öffentlichkeit kontro-
vers diskutiert. Im Mittelpunkt steht die 
Frage nach der Bedeutung von Flächen- und 
Wertkomponenten. Die dazu gehörigen 
Modelle für die Bemessungsgrundlage der 
Grundsteuer werden dabei als unvereinbar 
gegenüberstellt.

In seiner Stellungnahme zur Reform der 
Grundsteuer von 2011 hat der Wissenschaft-
liche Beirat auf die Bedeutung der Wert-
komponente hingewiesen.1 Der Grund für 
eine Wertbasierung ist nicht der Anspruch, 
Gerechtigkeitsziele durch eine Besteue-
rung nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der individuellen Steuerzahler zu 
verfolgen. Denn die Grundsteuer ist eine 
Objektsteuer, bei der die individuellen wirt-
schaftlichen Verhältnisse gar nicht berück-
sichtigt werden. 

Die Frage nach der steuerlichen Gerech-
tigkeit stellt sich allerdings in anderer Form: 
Die Grundsteuer sollte so gestaltet werden, 
dass diejenigen, die aus kommunalen Leis-
tungen größere Vorteile ziehen, zur Finan-
zierung der kommunalen Haushalte stär-

1 Wissenschaftlicher Beirat beim BMF (2011), 
Zur Reform der Grundsteuer, Bundesministerium 
der Finanzen, Berlin.

ker herangezogen werden. Es kommt ein 
weiterer wichtiger Aspekt hinzu. Rationale 
und sachlich angemessene kommunalpoli-
tische Entscheidungen werden dadurch un-
terstützt, dass Nutzen aus diesen Leistun-
gen und Beiträge zu deren Finanzierung 
zusammenhängen. Wenn beispielsweise In-
vestitionen zur Anbindung an den öffent-
lichen Nahverkehr einem Stadtteil Vorteile 
verschaffen, wird man dafür eher politische 
Mehrheiten auf Ebene der Gemeinde insge-
samt finden, wenn es einen gewissen Vor-
teilsausgleich gibt, indem aus dem dadurch 
begünstigten Stadtteil höhere Beiträge zur 
Finanzierung kommen. 

Zur Erreichung dieser Ziele sind fol-
gende Komponenten zu berücksichtigen. 
Erstens sollte der Grundstückswert erfasst 
werden, weil sich die kommunalen Leistun-
gen in den Grundstückswerten ausdrücken. 
Zweitens sollte die Wohn- und Nutzfläche 
berücksichtigt werden, um die Intensität der 
Nutzung zu erfassen. Die Wohn- und Nutz-
fläche ist hierbei ein pauschalierender In-
dikator der Zahl der Einwohner oder der 
gewerblichen Nutzung. Eine individuelle 
Verkehrswertbestimmung der Immobilien 
ist nicht erforderlich. 
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Für die Reform der Grundsteuer würde 
dies bedeuten, dass eine Kombination von 
Bodenrichtwert, Grundstücksfläche und 
Wohn- und Nutzfläche heranzuziehen ist. 
Um ein angemessenes Verhältnis der Kom-
ponenten sicherzustellen, kann folgende 
Formel verwendet werden:

Bemessungsgrundlage = 
Grundstücksfläche × Bodenrichtwert 

(pro qm) 
+

Wohn- und Nutzfläche × Baukostenindex 
(pro qm).

Dieses Konzept ist mit vergleichsweise 
geringem Aufwand umsetzbar. Für je-
des Objekt sind die Grundstücksfläche so-
wie die Wohn- und Nutzfläche zu erfassen. 
Die jeweiligen lokalen Bodenrichtwerte lie-
gen vor. Der Baukostenindex kann bun-
desweit einheitlich ermittelt werden. Hier 
ist der Bezug auf die lokalen Bedingungen 
nicht erforderlich. Die Berücksichtigung 
des Baukostenindex führt die Komponen-
ten zusammen und verhindert, dass bei stei-
genden Bodenrichtwerten die Wohn- und 
Nutzfläche an Bedeutung verliert. 

Der Vorschlag befindet sich in dem vom 
Bundesverfassungsgericht zugestandenen 
weiten Gestaltungsspielraum des Gesetzge-
bers. Die vom Gesetzgeber geschaffenen Be-
messungsregeln müssen grundsätzlich in 
der Lage sein, den mit der Steuer verfolgten 
Belastungsgrund in der Relation realitätsge-
recht abzubilden. Belastungsgrund des Vor-
schlags sind die Vorteile unentgeltlich be-
reitgestellter kommunaler Leistungen. Eine 
zeitnahe Aktualisierung kann bei diesem 
Konzept mit vergleichsweise geringem Auf-
wand erfolgen.
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